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Aus der Arbeit des Gemeinderats 

 

Antrag der Windpark Altdorfer Wald GmbH auf Erteilung eines Vorbescheids 

nach § 9 Abs. 1a BImSchG zur Feststellung der planungsrechtlichen 

Zulässigkeit von 11 Windenergieanlagen im Altdorfer Wald 

Die Windpark Altdorfer Wald GmbH hat die Erteilung eines Standortvorbescheids 
nach § 9 Abs. 1a Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für 11 
Windenergieanlagen im Bereich des Altdorfer Waldes beantragt. Im Mitteilungsblatt 
vom 09.01.2025 und 16.01.2025 hatten wir hierüber informiert. Das Landratsamt 
Ravensburg hatte zu diesem Antrag folgendes mitgeteilt: „Der Antrag auf 
Vorbescheid wird nach § 19 BImSchG ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. 
Es wird ein Anlagentyp beispielhaft genannt (Gesamthöhe 285 m), der Antrag ist 
jedoch typenoffen gestellt, d.h. auch eine ähnliche Anlage ist von der Entscheidung 
umfasst. Bei diesem Standortvorbescheid sollen die Fragen der Raumordnung, der 
Landesplanung und des Bauplanungsrechts geklärt werden. Explizit ausgenommen 
ist die Prüfung der Auswirkungen. Es werden zu diesem Zeitpunkt weder 
naturschutzrechtliche noch bauordnungsrechtliche Vorschriften geprüft. Ebenso 
werden die immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen (z. B. Schall) erst im 
Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG geprüft werden.“ 

Die Gemeinde kann zu den vorliegenden Unterlagen Stellung nehmen. Hierbei 
handelt es sich insbesondere um die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach § 36 Baugesetzbuch (BauGB). Der Gemeinderat befasste sich hiermit in der 
Sitzung am 19.02.2025. Zu dieser Sitzung war der von Gemeinde zur Beratung und 
Begleitung der Verfahren hinzugezogene Rechtsanwalt Herr Dr. Faller anwesend. Er 
erläuterte die Sach- und Rechtslage. Im Rahmen der Beratung wurden auch die 
Fragen, die unter dem Tagesordnungspunkt „Bürgerfragestunde“ zu dem Thema 
gestellt wurden, beantwortet.  
Von den 11 Anlagen, die Gegenstand des Antrags sind, befinden sich 3 auf der 
Gemarkung Vogt. Die Stellungnahme zum gemeindlichen Einvernehmen kann nur zu 
diesen 3 Anlagen abgegeben werden. Parallel zu dem Vorbescheidsverfahren läuft 
auf der Ebene des Regionalverbands das Verfahren für den Teilregionalplan 
Energie, in dem u. a. die Flächenkulissen für Vorranggebiete Windenergie 
ausgewiesen werden. Für die Erstellung von Windenergieanlagen ist (zusätzlich zu  
einem eventuellen Vorbescheid) noch ein Genehmigungsverfahren nach dem 
BImSchG notwendig. 
Herr Dr. Faller legte dar, dass er verschiedene Bedenken bzgl. des Verfahrens und 
inhaltlicher Art habe und erläuterte dies entsprechend. Er schlug deshalb vor, das 
gemeindliche Einvernehmen zu versagen. Dies muss innerhalb einer Frist von 2 
Monaten erfolgen, andernfalls gilt es als erteilt. Sofern die Gemeinde das 
Einvernehmen versagt, kann es ggfls. unter bestimmten Voraussetzungen von der 
Genehmigungsbehörde (Landratsamt) ersetzt werden. 
Im Rahmen der Beratung wurden insbesondere folgende Punkte angesprochen bzw. 
vorgebracht: Angesichts des laufenden Verfahrens zum Teilregionalplan Energie 
sollte über die Erstellung von Windenergieanlagen auf der Basis des zu gegebener 
Zeit verbindlichen Teilregionalplans entschieden werden und nicht parallel dazu 
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während des laufenden Verfahrens, da noch nicht abschließend absehbar sei, ob die 
Anlagen vollumfänglich der Planung des Teilregionalplans Energie entsprechen 
werden. Die im jetzigen Vorbescheidsverfahren nicht notwendige/erfolgte 
Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Gemeinde bekomme unter bestimmten 
Voraussetzungen eine finanzielle Beteiligung nach dem EEG, wenn 
Windenenergieanlagen erstellt würden. Zur Erfüllung klimapolitischer Ziele seien 
Windenergieanlagen wichtig. Das Thema Wasser / Grundwasserschutz und auch 
andere Belange müssen unbedingt eingehend geprüft werden, es dürfe keine 
Vorfestlegung durch das Vorbescheidsverfahren geben.  
Der Gemeinderat beschloss mehrheitlich bei 3 Gegenstimmen, das gemeindliche 
Einvernehmen zu versagen. 
Die vorliegenden Unterlagen zum Vorbescheidsverfahren können im Rathaus (Flur 
vor Zimmer 5 im Erdgeschoss) und auf der Homepage der Gemeinde eingesehen 
werden (www.gemeinde-vogt.de, unter „Rathaus“, „Windkraft“. Die Unterlagen des 
Regionalverbands zum Teilregionalplan Energie können auf der Homepage des 
Regionalverbands eingesehen werden unter www.rvbo-energie.de ). 
 

Weitere Beteiligung der Gemeinde Vogt am Aktionsprogramm zur Sanierung 

oberschwäbischer Seen 

Am Aktionsprogramm zur Sanierung oberschwäbischer Seen sind derzeit die 
Landkreise Ravensburg, Bodenseekreis, Sigmaringen und Biberach sowie 47 Städte 
und Gemeinden beteiligt. Die Gemeinde Vogt ist mit dem Holzmühleweiher und dem 
Deibersweiher beteiligt. Durch das Programm sollen die Gewässer untersucht und 
nach Möglichkeit ökologische Verbesserungen erreicht werden. Der aktuelle 
Projektzeitraum endet am 31.08.2025. Das Seenprogramm soll um weitere 5 Jahre 
fortgeführt werden. Der Gemeinderat befasste sich in der Sitzung am 12.03.2025 
deshalb mit der weiteren Beteiligung der Gemeinde Vogt. Hierzu war Herr Dr. 
Schlecker vom Landratsamt Ravensburg anwesend. Er stellte das Aktionsprogramm 
vor und erläuterte die Vorgehensweise (Untersuchungen, Entwicklung von 
Maßnahmen, Umsetzung von Maßnahmen soweit möglich und Monitoring). Beim 
Holzmühleweiher und beim Deibersweiher erfolgten im aktuellen Projektzeitraum 
bereits Beratungs- und Extensivierungsmaßnahmen, beim Deibersweiher wurde ein 
Schlammabsetzbecken gebaut. Diese gewässerökologische Maßnahme wurde über 
das Seenoprogramm mit 117.700 € gefördert. Herr Dr. Schlecker informierte auch 
nochmals zu dem vor wenigen Jahren erfolgten Badeverbot beim Holzmühleweiher, 
zu dem leider ein Datenbankfehler führte. Auch in der Zukunft wären weitere 
Maßnahmen sinnvoll, deshalb empfehle er eine weitere Beteiligung am 
Seenprogramm. Der Gemeinderat stimmt einstimmig der weiteren Beteiligung zu. 
Der Beitrag der Gemeinde Vogt beträgt jährlich 1.500 €. Er richtet sich nach der 
Anzahl der beteiligten Gewässer und der Einwohnerzahl. 
 

Information zur Haushaltsplanung des Landkreises Ravensburg und 

Auswirkungen auf den Haushalt der Gemeinde 

In einer der vorausgegangen Gemeinderatssitzungen wurde angesichts der 
anstehenden Infrastrukturprojekte des Landkreises angeregt, über die 
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Haushaltsituation des Landkreises Ravensburg zu informieren und wie sich dies auf 
den Haushalt der Gemeinde auswirkt. Hierzu war in der Gemeinderatssitzung am 
12.03.2025 Herr Kreiskämmerer Franz Baur anwesend. Er erläuterte anhand 
verschiedener Zahlen den Haushalt des Landkreises, wie er sich zusammensetzt 
und welche (geringen) Spielräume er biete. Der Haushalt sei dieses Mal ein 
Doppelhaushalt 2025 und 2026 und setze sich aus Aufgaben des Kreises, des 
Landes und des Bundes zusammen. Ungefähr 2/3 des Haushaltsvolumens von ca. 
600 Mio. € entfallen dabei auf den Sozialbereich (z. B. Bundesteilhabegesetz, 
Eingliederungshilfe, Jugendhilfe). Zu Buche schlägt dabei auch der Bereich 
Gesundheitswesen / Krankenhäuser. Allein die Krankenhäuser hätten in diesem Jahr 
einen Finanzbedarf von ca. 24 Mio. €. In den kommenden Jahren werde auch der 
ÖPNV zu Mehrausgaben führen, wenn die Konzeption wie geplant umgesetzt werde. 
Nach den vorliegenden Kalkulationen wird auch dies eine Erhöhung der Kreisumlage 
mit sich bringen. Die Kreisumlage wiederum wird vom Landkreis von den Städten 
und Gemeinden erhoben und führt somit in den kommunalen Haushalten zu 
entsprechenden Ausgaben. Herr Baur informierte auch über den aktuellen Stand der 
vorgesehenen großen Infrastrukturmaßnahmen in den Bereichen Schulen, 
Krankenhäuser und Verwaltung.  Bei den Schulen stehen Brandschutzmaßnahmen 
und Raumbedarfe an. Bei den Krankenhäusern geht es ebenfalls teilweise um 
Ertüchtigungen im Bereich Brandschutz sowie um Investitions- und 
Instandhaltungsmaßnahmen. Diese sind insbesondere im Westallgäuklinikum in 
Wangen anstehend. Beim Thema Verwaltung erläuterte er, dass sich das 
Landratsamt in Ravensburg / Weingarten derzeit in 13 Objekten an 8 Standorten 
befinde. Mängel im Brandschutz und Investitions- und Instandhaltungsstau machen 
auch hier ein Handeln erforderlich. Zudem sorgen die vielen Standorte und Objekte 
teilweise für einen unwirtschaftlichen Betrieb. In den nächsten Wochen und Monaten 
werden hier weitere Entscheidungen anstehen. Der Gemeinderat bedankte sich bei 
Herrn Baur für seine Informationen und nahm den Bericht zur Kenntnis. 
 


